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Strukturwandel: Drei Oppositionsparteien im Kreistag fordern
„Roadmap“ und sorgen sich um die Zukunft der Industrie an der Rur.

Opposition vermisst Plan des Kreises

VON PATRICK NOWICKI

 Wasserstoff-Strategie, Wachstumsoffensive – der Kreis Düren wirbt im
Strukturwandel immer wieder mit Schlagworten für sich. Der SPD, FDP und UWG im Kreistag
ist dies jedoch nicht konkret genug. Sie fordern in einem Antrag nun eine „Roadmap“, einen
roten Faden für die Bewältigung des Strukturwandels. Dahinter verbirgt sich auch die Sorge,
mit Wasserstoff zu einseitig auf ein Pferd zu setzen.

KREIS DÜREN

„Löbliche Absichtserklärungen“

Derzeit ist in Sachen Strukturwandel einiges in Bewegung: Die neue Leitentscheidung wird
erwartet, das Wirtschafts- und Strukturprogramm überarbeitet, der Reviervertrag
unterschrieben. „Darin befinden sich löbliche Absichtserklärungen“, sagt der SPD-
Kreisfraktionsvorsitzende Rolf Hamacher, „was wir vermissen: die direkte Förderung von
Arbeitsplätzen.“ Dabei dränge die Zeit, denn der Ausstieg aus der Braunkohle sei um acht
Jahre vorgezogen worden. „Auch der Ukraine-Krieg und die generelle Energiewende haben für
die Industrie entlang der Rur enorme Auswirkungen“, betont der Sozialdemokrat.

Der Brainergy-Park in Jülich: Weitere solche Projekte vermissen SPD, FDP und UWG im Strukturwandel und
fordern deswegen eine „Roadmap“ des Kreises Düren. Foto: Patrick Nowicki
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Was ihm fehlt: Ein Fahrplan für den Kreis, den Entwicklungen zu begegnen. In die gleiche
Kerbe schlägt FDP-Fraktionsvorsitzender Klaus Breuer. Seine Forderung: Eine „Roadmap
Arbeitsplätze“ analog zur „Roadmap Klima“, die die schwarz-grüne Mehrheit im Kreistag auf
den Weg gebracht hat. In diesem Wegweiser sollen Fragen nach der Versorgungssicherheit,
nach potenziellen Gewerbeflächen und Wohngebieten beantwortet werden. „Wir müssen
größer, wir müssen kreisweit denken“, sagt er. Dazu bedarf es aktueller Daten, die immer
wieder hinterfragt und aktualisiert werden.

„Allein die Projekte für die Schiene werden erst in den 2030er
oder 40er Jahren realisiert, aber die Arbeitsplätze fallen in

sieben Jahren weg.“

Kritik der Opposition an der
Geschwindigkeit der Prozesse

Auch Georg Schmitz (UWG) wünscht sich einen engeren Zusammenhalt der kommunalen
Familie – vor allem beim Thema Strukturwandel. In seinen Augen hat nämlich mit dem Vorzug
des Kohleausstiegs ein „Hauen und Stechen der Regionen und Kreise um Förderungen“
begonnen. Da an die Rur bereits viel Geld geflossen ist, befürchtet er, dass dem Kreis Düren
nur noch kleine Stücke vom Förderkuchen vorbehalten sind.

Grundsätzlich bescheinigen die Parteien dem Kreis und Landrat Wolfgang Spelthahn (CDU)
„ziemlich gute Arbeit beim Anwerben von Fördermitteln“ und sprechen von einer
„vorbildlichen PR“. Mit einem großen Aber: „Wir haben viele Bälle in der Luft, jedoch wirkt dies
alles wenig systematisch“, teilt Rolf Hamacher mit. Darüber hinaus wächst die Sorge, zu sehr
auf den positiven Impuls beim Thema Wasserstoff zu hoffen. „Ich habe den Eindruck, es gibt
keinen Plan B in der Kreisverwaltung“, sagt der Sozialdemokrat. Zudem liege der Fokus auf
Infrastruktur und Forschung. Demnach könne man nicht sagen: „Hurra, da entstehen
tausende Arbeitsplätze.“

Es schwingt auch der Vorwurf der Intransparenz mit, wenn die drei Parteivertreter davon
berichten, dass sie von der Dialogveranstaltung zur neuen Leitentscheidung in Düren mit der
NRW-Klimaschutzministerin Mona Neubaur (Grüne) Ende April zu spät erfahren haben.
Diskussionspunkte in der Veranstaltung waren Zukunftsdörfer, Umsiedlung, Tagebaugrenzen
und Rekultivierung. „Alles Themen, bei denen wir gern mitgesprochen hätten“, sagte Georg
Schmitz, „aber vielleicht ist das nicht erwünscht.“

Zeitschiene als Kritikpunkt
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Kritisch sehen die drei Parteien zudem die Geschwindigkeit der Prozesse. „Allein die Projekte
für die Schiene werden erst in den 2030er oder 40er Jahren realisiert, aber die Arbeitsplätze
fallen in sieben Jahren weg“, meint Hamacher. Und man sehe nicht, dass sich der Prozess
nennenswert beschleunige oder sich Rahmenbedingungen verbessern würden. Dies zeige
sich auch im Kreis Düren, wie Klaus Breuer betont: „Siemens und RWE haben sich von der
Betreibergesellschaft des Elektrolyseurs im Brainergy-Park verabschiedet.“ Ein Grund sei für
ihn die Zeitschiene gewesen, denn RWE baue in Lingen nun einen um ein Vielfaches größeren
Elektrolyseur – außerhalb des Kreises Düren.

Eigene Ideen wollen die drei Parteien zukünftig immer wieder einbringen. Hamacher schlägt
vor, analog zum „2000 x 1000“-Programm einen Fördertopf zu schaffen, der es attraktiver
werden lässt, Landwirtschaft und regenerative Energiegewinnung auf einer Fläche zu
betreiben.

Die „Roadmap für die Sicherung und Schaffung qualifizierter und nachhaltiger (langfristiger)
Industrie- und Gewerbearbeitsplätze bis 2030“, wie es im Antrag der drei Parteien heißt, soll
mit externer Unterstützung erstellt werden. Die darin enthaltenen Maßnahmen sollen dann
jeweils im Kreistag beschlossen werden. Dieser entscheidet auch über den Antrag der drei
Oppositionsparteien und damit darüber, ob eine „Roadmap“ als erforderlich gesehen und in
Auftrag gegeben wird.


